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1. [bookmark: _Toc244673104]Einleitung
[bookmark: _Toc240981750][bookmark: _Toc244673105]Gegenstand der Ausschreibung
Der Kreis Recklinghausen, nachfolgend Auftraggeber (AG) genannt, vertreten durch den Landrat, schreibt die Erbringung von Postdienstleistungen einschl. formgebundener Sendungen (insbesondere Einschreiben, Postzustellungsaufträge) sowie Hybridpostdienstleistungen und Päckchen- und Paketdienstleistungen in drei Losen unter Beachtung der Bestimmungen des Postgesetzes (PostG) aus.

[bookmark: _Toc244673106]Orientierungsmengen und Volumina
Für den Kreis Recklinghausen werden derzeit jährlich ca. 617.000 Briefsendungen (Los 1 und Los 2) versandt. Hiervon werden aktuell rund 243.569 Sendungen im Rahmen eines bestehenden Inhouse-Geschäfts durch einen externen Dienstleister verarbeitet bzw. abgewickelt. Der AG ist berechtigt, diese Sendungsmengen während der Vertragslaufzeit ganz oder teilweise in die unter Los 2 ausgeschriebenen hybriden Postdienstleistungen zu überführen.
Der AG verfolgt im Rahmen seiner Digitalisierungsstrategie das Ziel, den Anteil elektronisch erzeugter Ausgangspost schrittweise zu erhöhen. Hierzu sollen geeignete Versandprozesse sukzessive auf den hybriden Postversand umgestellt werden. Umfang und Zeitpunkt dieser Umstellung hängen insbesondere von organisatorischen Entscheidungen, der technischen Anbindung der eingesetzten Fachverfahren sowie dem tatsächlichen Versandbedarf ab und können daher derzeit nicht verlässlich prognostiziert werden.

[bookmark: _Hlk233896090]Die nachfolgend angegebenen Sendungsmengen sind nach bestem Wissen zusammengestellt worden und beruhen auf den Erfahrungswerten des Kalenderjahres 2025. Sie dienen ausschließlich der Kalkulation der Angebote und stellen weder Mindest- noch Höchstabnahmemengen dar. Der AG übernimmt keine Verpflichtung, bestimmte Sendungsmengen abzurufen oder eine bestimmte Verteilung der Sendungsmengen auf die einzelnen Lose während der Vertragslaufzeit beizubehalten.
Mengenverschiebungen zwischen den Losen können sich insbesondere aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung der Verwaltungsprozesse, organisatorischer Änderungen, der technischen Einführung weiterer Fachverfahren oder eines veränderten Versandverhaltens ergeben. Hieraus können weder Ansprüche auf bestimmte Sendungsmengen oder eine bestimmte Verteilung der Sendungen auf die Lose noch Ansprüche auf Anpassung der vereinbarten Vergütung hergeleitet werden.
[image: ]
Aktuell sind die Zustellnachweise für Postzustellungsurkunden weit überwiegend in Papierform zu erbringen. Der AG behält sich jedoch vor, während der Vertragslaufzeit sukzessive auf ein verfügbares elektronisches Format (ePZA) zu wechseln. 


[bookmark: _Toc244673107]Losspezifische Anforderungen
[bookmark: _Toc244673108][bookmark: _Hlk233896158]Standortangaben, Abholzeiten, Transportbehälter und Betriebsmittel
Die Ausgangspost der Lose 1 und 3 der verschiedenen Dienststellen des AG wird zentral in der Poststelle des AG gesammelt.

Die Abholung der (bei Los 1) unfrankierten und nach Kostenstellen sortierten Briefsendungen sowie der gesondert zur Verfügung gestellten Informationssendungen und sonstigen Briefsendungen einschließlich Postzustellungsaufträgen erfolgt arbeitstäglich durch den AN. 

Die Päckchen und Pakete des Loses 3 werden vom AG unter Verwendung der durch den AN bereitgestellten elektronischen Versandlösung vorbereitet und mit Versandetiketten versehen. Sie werden getrennt von den Briefsendungen und nach Kostenstellen sortiert zur Abholung bereitgestellt.

Arbeitstage im vorgenannten Sinne sind derzeit die Wochentage Montag bis Freitag. 
An Samstagen, Sonntagen sowie an gesetzlichen Feiertagen in Nordrhein-Westfalen sowie an Heiligabend und Silvester sind grundsätzlich keine Sendungen abzuholen. Bei besonderem Bedarf des AG ist auch an diesen Tagen eine Abholung durch den AN sicherzustellen. Hierzu informiert der AG den AN mindestens zwei Werktage im Voraus.

Der AN gewährleistet die Einhaltung der vereinbarten Abholzeiten. Der AG ist berechtigt, die regelmäßigen werktäglichen Abholzeiten bei Bedarf anzupassen. Die Anpassung erfolgt im gegenseitigen Einvernehmen und wird dem AN mindestens zehn Werktage vor ihrem Inkrafttreten mitgeteilt.

Kann der AN vereinbarte Abholtermine nicht einhalten, hat er die Poststelle des AG unverzüglich zu informieren. Erfolgt die Abholung nicht innerhalb der vereinbarten Zeiten, ist der AG berechtigt, die Sendungen anderweitig zu versenden. Hierdurch entstehende Mehrkosten trägt der AN unter Anrechnung einer ggf. verwirkten Vertragsstrafe.

Der AN stellt sämtliche für die Auftragsdurchführung erforderlichen Transportbehälter, Geräte und sonstigen Betriebsmittel in ausreichender Anzahl kostenfrei zur Verfügung. Hierzu gehören insbesondere wetterfeste, stapelbare Transportbehälter einschließlich Deckeln und Trennern für Briefsendungen sowie geeignete Transportbehälter für Päckchen und Pakete entsprechend deren Größe, Gewicht und Sendungsaufkommen.

Die für Los 3 erforderlichen Versandetiketten sowie sonstigen Verbrauchsmaterialien stellt der AN dem AG gemäß Ziffer 2.6.1 kostenfrei zur Verfügung. Die elektronische Versandlösung muss die eindeutige Zuordnung jeder Sendung zu den vom AG verwendeten Kostenstellen ermöglichen.
[bookmark: _Toc244673109]Sortierung der zu übergebenden Sendungen
Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer die Postsendungen vorsortiert in Form einer Sichtmessung nach Standard, Kompakt, Groß und Maxi bereit. Einschreiben und Postzustellungsaufträge werden jeweils getrennt von den gewöhnlichen Briefsendungen zur Verfügung gestellt. Eine weitere Sortierung findet nicht statt. Insbesondere nimmt der Auftraggeber keine Sortierung nach Größe, Gewicht, PLZ-Bereich oder Ähnlichem vor. 

Die verschiedenen Einschreibearten werden seitens des AG versandfertig vorbereitet. Die Sendungen tragen ein durch den AN bereitgestelltes Versandetikett. Die Einschreibsendungen eines Tages werden in einer Einlieferungsliste zusammengefasst. Ein verwendeter Rückschein trägt sämtliche erforderlichen Angaben zum Empfänger und ist auf der Rückseite mit der Rücksendeanschrift versehen.

[bookmark: _Hlk233896225]Die Päckchen und Pakete des Loses 3 werden getrennt von den Briefsendungen und nach Kostenstellen sortiert zur Abholung bereitgestellt. Die Versandetiketten werden vor der Übergabe durch den AG unter Nutzung der durch den AN bereitgestellten elektronischen Versandlösung erstellt und auf den Sendungen angebracht.
[bookmark: _Toc244673110]Gefahrenübergang
Die Gefahr des Verlustes oder der Beschädigung der Sendungen geht mit deren Übernahme durch den AN auf diesen über.
[bookmark: _Toc242340154][bookmark: _Toc242342381][bookmark: _Toc242340155][bookmark: _Toc242342382][bookmark: _Toc242340156][bookmark: _Toc242342383][bookmark: _Toc242340157][bookmark: _Toc242342384][bookmark: _Toc242340158][bookmark: _Toc242342385][bookmark: _Toc244673111]Absenderklischee des Kreises Recklinghausen
Der AN versieht die Briefumschläge des Loses 1 mit dem vom AG bereitgestellten Absenderlogo. Die entsprechende Vorlage wird dem zukünftigen Auftragnehmer unmittelbar nach Vertragsschluss zur Verfügung gestellt. Eine handschriftliche oder manuelle Stempelung des Logos ist unzulässig.
Die Kosten zusätzlicher Logo- oder Klischeewechsel trägt der AG.
Eine Anbringung von Eigen- oder Fremdwerbung des AN auf den Briefsendungen ist unzulässig.
Diese Regelung gilt ausschließlich für Briefsendungen der Lose 1 und 2.
[bookmark: _Toc244673112]Frankierung
Jede abgehende Briefsendung ist am Tag der Abholung durch den AN mit dem aktuellen Datum zu versehen und entsprechend der Sendungsart sowie des Gewichts ordnungsgemäß zu frankieren.
Der AN hat sicherzustellen, dass die zutreffende Frankierung vorgenommen wird. Hierzu sind die Sendungen vor der Frankierung zu wiegen.
Die vorstehenden Regelungen gelten ausschließlich für Briefsendungen der Lose 1 und 2.
Für Päckchen und Pakete gelten die Versandvorgaben gemäß Ziffer 2.6.1.
[bookmark: _Toc244673113]Werktägliche Beförderung und Auslieferung an Empfänger
Die Leistung aller Postzustellungsaufträge (PZA/ePZA) der Lose 1 und 2 besteht aus der Abholung bzw. Druck, Frankierung und Zustellung bzw. Übergabe an einen nachgeschalteten Anbieter.  Für die Postzustellungsaufträge sind Zustellurkunden und Umschläge (Innerer Umschlag und äußerer Umschlag) gemäß ZPO in ausreichender Zahl bereitzustellen bzw. bereitzuhalten und zu verarbeiten.
[bookmark: _Toc244673114]Beurkundungsmängel
Der AN gewährleistet die ordnungsgemäße Durchführung förmlicher Zustellungen sowie die vollständige, zutreffende und rechtsfehlerfreie Erstellung der Zustellungsurkunden. Die Zustellungsurkunde ist entsprechend den gesetzlichen Vorgaben, insbesondere den Zustellungsvorschriften (§§ 177 ff., 182 ZPO sowie den einschlägigen Verwaltungszustellungsgesetzen), zu erstellen.

Als Beurkundungsmängel gelten insbesondere:

· unvollständige, unrichtige oder widersprüchliche Angaben in der Zustellungsurkunde,
· fehlende oder fehlerhafte Angaben zu Datum, Uhrzeit, Zustellungsart oder Zustellungsort,
· unzutreffende Angaben zur Person des Empfängers oder zur Art der Ersatzzustellung,
· fehlende Unterschriften oder sonstige gesetzlich erforderliche Angaben,
· Verstöße gegen gesetzliche Zustellungsvorschriften sowie
· sonstige Fehler, die die Beweiskraft oder Wirksamkeit der Zustellung beeinträchtigen oder eine erneute Zustellung erforderlich machen.

Der AN stellt durch geeignete organisatorische Maßnahmen sowie regelmäßige Schulungen sicher, dass die mit förmlichen Zustellungen betrauten Beschäftigten die gesetzlichen Zustellungsvorschriften einhalten und Zustellungsurkunden mit der gebotenen Sorgfalt erstellen. Beurkundungsmängel gelten als Schlechtleistung.



[bookmark: _Toc244673115]Sendungsarten
Die Sendungsarten werden in dieser Ausschreibung entsprechend der Produktkategorien und Begrifflichkeiten der Deutschen Post AG bzw. DHL unterschieden. 

Die Produkte für Los 1 und 2 sind: 
	Produkt
	Maße
	Gewicht (maximal)

	Standardbrief
	L: 140-235 mm
	20 g

	
	B: 90-125 mm
	

	
	H: bis 5 mm
	

	Kompaktbrief
	L: 100-235 mm
	50 g

	
	B: 70-125 mm
	

	
	H: bis 10 mm
	

	Großbrief
	L: 100-353 mm
	500 g

	
	B: 70-250 mm
	

	
	H: bis 20 mm
	

	Maxibrief
	L: 100-353 mm
	1.000 g

	
	B: 70-250 mm
	

	
	H: bis 50 mm
	

	Maxibrief 
	L: 140-600 mm
	2.000 g

	
	B: 90-300 mm
	

	
	H: bis 150 mm
	

	Einschreiben

	Einschreiben mit Rückschein

	Einwurfeinschreiben

	PZA Großformat
	L: 100-353 mm
	-

	
	B: 70-250 mm
	

	
	H: bis 50 mm
	

	PZA Kleinformat
	L: 140-235 mm
	-

	
	B: 90-125 mm
	

	
	H: bis 5 mm
	

	ePZA Großformat
	L: 100-353 mm
	-

	
	B: 70-250 mm
	

	
	H: bis 50 mm
	

	ePZA Kleinformat
	L: 140-235 mm
	-

	
	B: 90-125 mm
	

	
	H: bis 5 mm
	






Die Produkte für Los 3 sind: 
[image: ]
[bookmark: _Toc244673116]Weitere Anforderungen an Los 1 Briefsendungen national und international
[bookmark: _Toc242340166][bookmark: _Toc242342393][bookmark: _Toc242340167][bookmark: _Toc242342394][bookmark: _Toc242340168][bookmark: _Toc242342395][bookmark: _Toc242340169][bookmark: _Toc242342396][bookmark: _Toc244673117]Sendungsverfolgung
Der AN stellt durch geeignete Kennzeichnung der Sendungen und durch Aufzeichnungen über ihren Verbleib sicher, dass der Erledigungsstatus jeder nachweispflichtigen Sendung anhand der Sendungsnummer jederzeit abgefragt und der Verbleib nachverfolgt werden kann. 
Der AN stellt dem AG den Zugang zu einem informationstechnisch gestützten und gegen die unbefugte Einsichtnahme Dritter gesicherten System der Sendungsverfolgung zur Verfügung. Die Sendungsverfolgung ist auch im Fall der Einschaltung Dritter in die Leistungserbringung vom AN in der dargestellten Weise zu gewährleisten.  
[bookmark: _Toc244673118]Weitere Anforderungen an Los 2 Hybride Postdienstleistungen

Der hybride Postversand verbindet die elektronische Erstellung von Schreiben mit deren anschließender physischer Produktion und postalischen Zustellung. Die Schreiben werden weiterhin in den Fachverfahren des AG oder in Standardanwendungen (z. B. Microsoft Word) erstellt und anschließend nicht mehr in den Dienststellen ausgedruckt oder der zentralen Poststelle zur weiteren Bearbeitung übergeben, sondern über eine sichere Datenverbindung an den AN übertragen. Hierfür ist vom AN eine geeignete, nutzerfreundliche und intuitiv bedienbare Softwarelösung zur Verfügung zu stellen, die den Anforderungen dieser Leistungsbeschreibung entspricht.

Der AN übernimmt den vollständigen hybriden Versandprozess. Dieser umfasst insbesondere die sichere elektronische Entgegennahme der Sendungsdaten, deren technische Verarbeitung, den Druck, die Kuvertierung, die portooptimierte Frankierung sowie die postalische Beförderung und Zustellung der Sendungen einschließlich der hierfür erforderlichen Nachweis- und Sendungsverfolgungsleistungen.

[bookmark: _Toc242340172][bookmark: _Toc242342399][bookmark: _Toc242340173][bookmark: _Toc242342400][bookmark: _Toc244673119]Leistungsumfang Los 2
Der Leistungsumfang des Loses 2 umfasst den vollständigen hybriden Postversand gemäß Ziffer 2.5 dieser Leistungsbeschreibung.

Hierzu gehören insbesondere

· die Bereitstellung einer geeigneten, nutzerfreundlichen und intuitiv bedienbaren Softwarelösung einschließlich der erforderlichen technischen Schnittstellen,
· die sichere elektronische Übernahme und Verarbeitung der vom AG übermittelten Sendungsdaten,
· der Druck der Sendungen,
· die Kuvertierung,
· die portooptimierte Frankierung,
· die postalische Beförderung und Zustellung der Sendungen,
· die Durchführung der erforderlichen Nachweis- und Sendungsverfolgungsleistungen sowie
· die Erfüllung sämtlicher technischen, organisatorischen und qualitativen Anforderungen dieser Leistungsbeschreibung.

Ergänzend gelten für Los 2 die einschlägigen allgemeinen Regelungen dieser Leistungsbeschreibung.
[bookmark: _Toc242340176][bookmark: _Toc242342403][bookmark: _Toc242340177][bookmark: _Toc242342404][bookmark: _Toc244673120]Sendungsverfolgung
Der AN stellt für nachweispflichtige Sendungen, insbesondere Einschreiben und Postzustellungsaufträge, eine dem jeweiligen Sendungsprodukt entsprechende elektronische Sendungsverfolgung sicher. Die Sendungen sind hierzu mit einer eindeutigen Sendungsnummer oder vergleichbaren Kennzeichnung zu versehen. Anhand dieser muss der AG den jeweils verfügbaren Bearbeitungs- und Zustellstatus der Sendung nachvollziehen können.
Der AN stellt dem AG hierfür während der gesamten Vertragslaufzeit ohne zusätzliche Lizenz- oder Nutzungskosten Zugang zu einem gegen unbefugte Einsichtnahme Dritter angemessen geschützten System der Sendungsverfolgung zur Verfügung.
Werden Unterauftragnehmer oder sonstige Dritte in die Beförderung oder Zustellung eingebunden, sind deren für die Sendungsverfolgung relevanten Statusinformationen in die vom AN bereitgestellte technische Gesamtlösung einzubinden. Der AG muss den Sendungsstatus somit unabhängig vom jeweils eingesetzten Leistungserbringer über einen einheitlichen Zugang abrufen können. Ein gesonderter Zugriff des AG auf Systeme der eingesetzten Unterauftragnehmer oder sonstigen Dritten darf hierfür nicht erforderlich sein.
[bookmark: _Toc244673121]Anforderungen an die technische Lösung
Virtueller Drucker/Webportal
Die Integration des digitalen Postausgangs muss über eine geeignete technische Lösung erfolgen, die eine sichere elektronische Übergabe der zu versendenden Dokumente aus den beim AG eingesetzten Anwendungen ermöglicht. Für den dezentralen Versand von Einzel- und Serienbriefen muss der Auftragnehmer eine technische Lösung bereitstellen, die eine unmittelbare Übergabe der zu versendenden Dokumente aus den beim Auftraggeber eingesetzten Anwendungen an die Hybridpostlösung ermöglicht.
Hierzu ist grundsätzlich ein „virtueller Drucker“ (Druckertreiber) bereitzustellen, über den Dokumente unmittelbar aus der jeweiligen Anwendung über die Druckfunktion an die Hybridpostlösung übergeben werden können.
Die Lösung muss insbesondere aus den gängigen Office-Anwendungen (vorrangig Microsoft Word) sowie grundsätzlich aus weiteren beim Auftraggeber eingesetzten Anwendungen mit standardisierter Druckfunktion nutzbar sein.
Für einzelne Leistungsbereiche können mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers funktional gleichwertige technische Lösungen eingesetzt werden, sofern diese eine vergleichbar einfache, sichere und medienbrucharme Übergabe der Dokumente ermöglichen und keine wesentlichen zusätzlichen manuellen Arbeitsschritte für die Beschäftigten verursachen.
Ergänzend können weitere Übergabemöglichkeiten, insbesondere ein Webportal, ein sicherer Dateiupload, technische Schnittstellen oder funktional gleichwertige Verfahren, bereitgestellt werden.
Die technische Lösung kann On-Premise auf einem vom AG bereitgestellten virtuellen Server (derzeit Windows Server 2022), cloudbasiert über ein Webportal oder in einer funktional und sicherheitstechnisch gleichwertigen Betriebsform bereitgestellt werden. Bei einer webbasierten Lösung muss der Zugriff mit gängigen aktuellen Browsern ohne zusätzliche Browser-Plug-ins möglich sein.
Die Übertragung von Dokumenten-, Sendungs- und sonstigen personenbezogenen Daten auf Systeme des AN oder von diesem eingesetzter Nachunternehmer bzw. Kooperationspartner muss nach dem Stand der Technik verschlüsselt erfolgen.
Die technische Lösung muss grundsätzlich die sukzessive Einbindung weiterer Fachverfahren und digitaler Versandprozesse während der Vertragslaufzeit ermöglichen. Der Bieter hat die hierfür von seiner Lösung unterstützten Übergabe-, Integrations- und Schnittstellenmöglichkeiten darzustellen.
Der Bieter hat die vorgesehenen Übergabeverfahren sowie sämtliche für die Nutzung der angebotenen Lösung auf Seiten des Auftraggebers erforderlichen technischen Voraussetzungen, Komponenten, Installationen, Schnittstellen und Kommunikationsverbindungen im Angebot darzustellen.

Betriebssystem und brieferzeugende Anwendungen des AG

Beim AG besteht derzeit insbesondere folgende technische Umgebung:
•	Windows 11,
•	ACMP zur Softwareverteilung,
•	Internetzugang über den Proxyserver der GKD Recklinghausen mit Benutzerauthentifizierung,
•	überwiegend virtualisierte Server auf Basis von VMware,
•	überwiegend Fatclients,
•	in geringem Umfang eine auf Proxmox basierende VDI-Umgebung sowie
•	teilweise Citrix-Umgebungen.

Die angebotene technische Lösung muss mit den für ihre Nutzung relevanten Bestandteilen der vorgenannten technischen Umgebung kompatibel sein oder über geeignete Schnittstellen bzw. technische Übergabeverfahren eine ordnungsgemäße Nutzung ermöglichen. Insbesondere muss eine für den Betrieb erforderliche Kommunikation über die beim AG eingesetzte Proxy-Infrastruktur unterstützt werden.

Soweit besondere technische Voraussetzungen, Installationen oder Konfigurationsänderungen auf Seiten des AG erforderlich sind, hat der AN diese im Angebot darzustellen.

Authentifizierung

Die technische Lösung muss eine sichere personenbezogene Authentifizierung der Nutzenden sowie eine eindeutige Zuordnung der ausgelösten Versandaufträge ermöglichen.

Eine Anbindung an das zentrale Identitätsmanagement des AG (Active Directory mit Synchronisation zu Microsoft Entra ID) mittels Single-Sign-On ist wünschenswert. Sofern eine SSO-Anbindung angeboten wird, soll diese vorzugsweise über ein marktübliches standardisiertes Authentifizierungsverfahren, insbesondere SAML 2.0, OpenID Connect oder ein funktional gleichwertiges Verfahren, erfolgen. Ein direkter administrativer Zugriff des AN auf das Identitätsmanagement des AG ist ausgeschlossen.

Sofern keine SSO-Anbindung angeboten wird, muss dem AG eine Möglichkeit zur selbstständigen Benutzer- und Berechtigungsverwaltung zur Verfügung stehen. Nutzende sollen die Möglichkeit haben, Kennwörter über ein sicheres Verfahren selbstständig zurückzusetzen.

Für jede erzeugte Sendung muss automatisiert eine eindeutige Benutzerkennung des Druckauftraggebenden erfasst und mit dem Versandauftrag verknüpft werden. Eine unmittelbare Übernahme der Benutzerkennung aus dem zentralen Identitätsmanagement des AG ist wünschenswert, aber nicht erforderlich, sofern die eindeutige personenbezogene Zuordnung anderweitig gewährleistet wird.

Unabhängig vom Authentifizierungsverfahren müssen für jede nutzende Person mindestens eine eindeutige Benutzerkennung, eine für berechtigte Personen unmittelbar verständliche Benutzerbezeichnung, insbesondere der Name der nutzenden Person, sowie die für die interne Abrechnung maßgebliche Organisationseinheit bzw. der Fachdienst und die zugehörige Kostenstelle hinterlegt oder aus einem System des AG übernommen werden können.

Diese Angaben müssen bei jedem Versandauftrag so mit der Sendung verknüpft werden, dass eine eindeutige benutzer-, fachdienst- und kostenstellenbezogene Zuordnung der Sendung und der hierdurch entstehenden Kosten möglich ist. Die Zuordnung muss durch den AG administrierbar sein oder automatisiert aus einem vom AG bereitgestellten System übernommen werden können.

Die Benutzer- und Organisationsinformationen dürfen ausschließlich zur Authentifizierung, Berechtigungssteuerung, Nachweisführung, fachdienst- und kostenstellenbezogenen Abrechnung, Rechnungsprüfung, Qualitätssicherung sowie Reklamationsbearbeitung verarbeitet werden.

Einzel-, Serien- und mehrteilige Sendungen 
Die technische Lösung muss Einzel- und Serienbriefsendungen verarbeiten können.
Einzelsendungen sind unterschiedliche Briefe mit einer oder mehreren Seiten, die an verschiedene, durch das Adressfeld definierte Empfänger versandt werden. Ein Serienbrief ist ein Dokument bzw. Versandauftrag, der mehrere an unterschiedliche Empfänger gerichtete Einzelschreiben enthält.

Die technische Lösung muss gewährleisten, dass die einzelnen Sendungen eines Serienbriefes zuverlässig voneinander getrennt und den jeweiligen Empfängerinnen und Empfängern eindeutig zugeordnet werden. Die technische Umsetzung bleibt dem AN überlassen.

Die technische Lösung soll ermöglichen, mehrere Dokumente, auch aus unterschiedlichen Anwendungen oder Übertragungsvorgängen, zu einer gemeinsamen Sendung zusammenzuführen. Die Reihenfolge der Dokumente soll vor der endgültigen Beauftragung festgelegt bzw. geändert werden können.

Bei mehrteiligen Sendungen soll festgelegt werden können, ob ein nachfolgendes Dokument auf einem neuen Blatt beginnt. Soweit hierfür beim Duplexdruck erforderlich, soll die technische Lösung automatisch eine Leerseite einfügen können.

Vorbereitete Sendungen sollen vor ihrer endgültigen Beauftragung zwischengespeichert und zu einem späteren Zeitpunkt versandt werden können. Eine Terminierung des Versandauftrags ist wünschenswert. Bis zur endgültigen Beauftragung soll die nutzende Person vorbereitete Sendungen prüfen und löschen können.

Weiterhin soll eine automatische portooptimierte Sendungszusammenfassung bei übereinstimmenden Empfängeranschriften erfolgen, soweit dies fachlich, rechtlich und technisch zulässig ist.

PZA und Einschreiben

Der AN muss den Versand von Postzustellungsaufträgen (PZA) sowie die Nutzung bzw. Abwicklung elektronischer Postzustellungsaufträge (ePZA) gewährleisten. Eine Mindestmenge wird nicht vorgegeben.

PZA und ePZA sollen für die Nutzenden möglichst innerhalb derselben technischen Lösung bzw. über einen einheitlichen Bedienprozess wie der sonstige hybride Postversand abgewickelt werden können. Die Einbindung von Nachunternehmern, Kooperationspartnern oder Drittanbietern im Hintergrund ist zulässig.

Soweit für einzelne Funktionen aus technischen oder rechtlichen Gründen ein angebundenes Drittsystem erforderlich ist, soll dieses möglichst ohne erneute gesonderte Anmeldung und ohne vermeidbare Wechsel zwischen unterschiedlichen Anwendungen nutzbar sein. Der AN hat im Angebot darzustellen, ob und in welchem Umfang für PZA bzw. ePZA ein Wechsel in eine andere Anwendung oder eine erneute Authentifizierung erforderlich ist.

Alle beauftragten PZA und ePZA müssen elektronisch erfasst werden. Der Bearbeitungs- bzw. Zustellstatus sowie eine elektronische Sendungsverfolgung sollen für die jeweils berechtigte Sachbearbeitung sowie deren berechtigte Vertretung abrufbar sein. Die Statusinformationen sollen innerhalb der für den hybriden Postversand eingesetzten technischen Lösung bereitgestellt werden. Soweit dies technisch nicht möglich ist, können sie über ein sicher angebundenes System bereitgestellt werden.

Auch Einschreiben sind zum Zwecke der Nachforschung, zur Feststellung des Verbleibs und zur Information über den Erledigungsstatus elektronisch zu erfassen. Die berechtigte Sachbearbeitung sowie deren berechtigte Vertretung sollen den Status elektronisch einsehen können.

Die vorgenannten Status- und Zustelldaten sind mindestens zwölf Monate nach Versand vorzuhalten.

Erforderliche Formulare stellt der AN dem AG kostenlos zur Verfügung, soweit diese für die jeweilige Versandart benötigt werden.

Massenbriefsendungen 

Die technische Lösung muss Massenbriefsendungen im Rahmen der Vollstreckungs- und Beitreibungsverfahren der Kreiskasse unterstützen. Hierzu zählen insbesondere die regelmäßig durchzuführenden Mahnläufe mit einem jährlichen Versandvolumen von bis zu ca. 36.000 Schreiben.

Die im Fachverfahren erzeugten Mahnschreiben werden derzeit insbesondere als PDF-Dateien mit mehreren tausend Seiten bereitgestellt. Die Lösung muss eine sichere elektronische Übernahme und automatisierte Verarbeitung der Massenbriefsendungen ermöglichen.

Die Übernahme und Verarbeitung soll möglichst über dieselbe technische Lösung bzw. innerhalb eines einheitlichen Gesamtverfahrens wie der sonstige hybride Postversand erfolgen. Unterschiedliche technische Übertragungswege, beispielsweise virtueller Drucker, Webportal, sicherer Dateiupload, SFTP, Hotfolder oder Schnittstelle, sind zulässig, sofern hierdurch für den AG keine vermeidbare Zersplitterung der Bedienung, Benutzerverwaltung, Nachweisführung oder Rechnungsprüfung entsteht.

Die enthaltenen Einzelschreiben müssen den jeweiligen Empfängerinnen und Empfängern eindeutig zugeordnet und vollständig sowie revisionssicher in den Versandprozess übergeben werden. Die technische Umsetzung bleibt dem AN überlassen. Zulässig sind insbesondere die automatisierte Aufteilung eines Gesamtdokuments, die Verarbeitung bereits getrennter Einzeldateien, die Verwendung definierter Trennmerkmale oder Steuerinformationen, Schnittstellen oder funktional gleichwertige Verfahren.

Eine manuelle Einzelbearbeitung der in einem regulären Massenbrief- bzw. Mahnlauf enthaltenen Schreiben durch Beschäftigte des AG darf nicht erforderlich sein.

Der AN hat darzustellen, in welcher Form die Daten bereitzustellen sind, welches Verarbeitungsverfahren eingesetzt wird, wie Vollständigkeit und eindeutige Zuordnung sichergestellt werden und inwieweit abweichende Anwendungen, Authentifizierungen oder Arbeitsschritte auf Seiten des AG erforderlich sind.

Der Versand der Massenbriefsendungen der Kreiskasse ist derzeit an einen externen Dienstleister vergeben (vgl. Abschnitt 1.4). Der AN hat darzustellen, ob und in welchem Umfang er diese Leistungen übernehmen kann. Sofern die Übernahme angeboten wird, muss die Verarbeitung und der Versand großvolumiger Mahnläufe innerhalb der für den Geschäftsbetrieb der Kreiskasse erforderlichen Bearbeitungszeiten gewährleistet werden.



Formatierung der Vordrucke und automatisierte Dokumentaufbereitung

Vorhandene, für den postalischen Versand geeignete Dokumentvorlagen des AG sollen möglichst ohne oder mit nur geringfügigen Anpassungen für den Hybridpostversand weiterverwendet werden können.

Müssen Dokumente oder Vordrucke für den hybriden Postversand hinsichtlich druck- oder versandrelevanter Merkmale angepasst werden, soll die technische Lösung technisch erkennbare und automatisiert korrigierbare Abweichungen möglichst selbstständig ausgleichen können. Dies betrifft insbesondere die Positionierung des Adressfeldes, die Zuordnung bzw. Hinterlegung geeigneten Briefpapiers sowie vergleichbare für Druck, Kuvertierung und postalische Verarbeitung erforderliche Layoutmerkmale.

Eine Veränderung fachlicher Dokumenteninhalte darf durch eine solche automatisierte Aufbereitung nicht erfolgen. Automatisch vorgenommene Anpassungen müssen zu einem ordnungsgemäß produzierbaren Dokument führen und vor der endgültigen Beauftragung in der Dokumentenvorschau erkennbar sein.

Soweit eine automatische Anpassung nicht möglich ist, hat der AN die für seine technische Lösung geltenden Formatierungsanforderungen so zu dokumentieren, dass der AG wiederkehrende Anpassungen grundsätzlich selbstständig vornehmen kann. Der AN unterstützt den AG bei der erstmaligen Einrichtung bzw. Anpassung betroffener Dokumentvorlagen. Dies kann insbesondere durch Dokumentationen, Muster, Vorlagen oder geeignete Einweisungen erfolgen.

Papiervorlagen und grafische Elemente

Die technische Lösung soll die Verwendung unterschiedlicher Papiervorlagen bzw. Briefpapiere ermöglichen. Insbesondere soll die Verwendung unterschiedlicher Vorlagen für die erste Seite und die Folgeseiten unterstützt werden.

Die technische Lösung soll darüber hinaus die Möglichkeit bieten, durch den AG hinterlegte grafische Elemente, insbesondere Unterschriftsgrafiken, Namenszüge, Stempel oder vergleichbare Elemente, automatisiert oder durch hierzu berechtigte Nutzende in eine Sendung einzufügen.

Soweit solche Funktionen angeboten werden, muss durch das Berechtigungskonzept sichergestellt werden können, dass Unterschriftsgrafiken, Stempel oder vergleichbare Elemente ausschließlich durch hierzu berechtigte Personen bzw. im Rahmen entsprechend freigegebener Prozesse verwendet werden können.

Eine qualifizierte elektronische Signatur oder ein bestimmtes elektronisches Signaturverfahren wird hierdurch nicht gefordert.

Der AN hat die unterstützten Vorlagen- und Einfügemöglichkeiten im Angebot darzustellen.

Beilagen
Die technische Lösung kann die Möglichkeit bieten, Postsendungen einschließlich Serienbriefsendungen automatisiert physische Beilagen, z. B. Informationsschreiben, Formulare oder Überweisungsträger, zuzusteuern.
Sofern eine automatisierte Beilagensteuerung angeboten wird, hat der AN darzustellen, welche Arten und Formate von Beilagen verarbeitet werden können und wie deren eindeutige Zuordnung zur jeweiligen Sendung gewährleistet wird.
Vorschau

Die technische Lösung soll vor der endgültigen Beauftragung bzw. Produktionsfreigabe eine verlässliche Vorschau der vollständig aufbereiteten Sendung einschließlich der zur Sendung gehörenden Dokumente und Anlagen bereitstellen. Bei Serienbriefen soll eine geeignete Kontrolle des zu erwartenden Druckergebnisses möglich sein.

Soweit technisch unterstützt, soll in der Vorschau auch die Position des Adressfeldes im vorgesehenen Fenster- bzw. Druckbereich erkennbar sein. Automatisierte Anpassungen nach Ziffer 2.5.3.7 sollen in der Vorschau berücksichtigt werden.

Eine Adressüberprüfung auf Vollständigkeit von Name, Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort muss, soweit technisch möglich, erfolgen. Technisch erkennbare Fehler oder Unvollständigkeiten, die einer ordnungsgemäßen postalischen Verarbeitung entgegenstehen, müssen angezeigt bzw. einer geeigneten Fehlerbehandlung zugeführt werden.

Die Dokumentenvorschau nach erfolgtem Versand richtet sich nach Ziffer 2.5.3.18.

Verarbeitung, Produktion sowie postalische Beförderung und Zustellung

Der AN nimmt von Montag bis Freitag, ausgenommen gesetzliche Feiertage am Sitz des AG, die über das vereinbarte technische Übergabeverfahren übermittelten Sendungsdaten entgegen, bereitet diese auf, druckt, kuvertiert und frankiert die Sendungen und führt sie anschließend dem postalischen Beförderungsprozess zu.
Der AN kann sich hierbei geeigneter Nachunternehmer oder Kooperationspartner bedienen. Er bleibt gegenüber dem AG für die ordnungsgemäße und fristgerechte Leistungserbringung verantwortlich.

Der AN muss sicherstellen, dass mindestens 95 % der an einem Werktag bis 15:00 Uhr erfolgreich übermittelten und technisch ordnungsgemäß verarbeitbaren Sendungsdaten noch am selben Werktag verarbeitet, gedruckt, kuvertiert, frankiert und in den postalischen Beförderungsprozess überführt werden.

Die Produktionsquote wird unabhängig von den Zustellquoten ermittelt. Maßgeblich ist der Zeitraum zwischen dem erfolgreichen Eingang der Sendungsdaten beim AN und der dokumentierten Übergabe der produzierten Sendungen in den postalischen Beförderungsprozess.

Der AN hat die für die Nachweisführung wesentlichen Bearbeitungsschritte elektronisch zu protokollieren. Hierzu gehören mindestens Eingang der Sendungsdaten, Produktionsfreigabe, Druck, Kuvertierung, Frankierung und Übergabe in den postalischen Beförderungsprozess.

Die Einhaltung der Produktionsquote ist monatlich im Qualitätsreporting gemäß Ziffer 4.1 nachzuweisen. Die zugrunde liegenden Daten sind mindestens zwölf Monate nach Ablauf des jeweiligen Berichtszeitraums aufzubewahren und dem AG auf Anforderung zur Verfügung zu stellen.

Für die versendende Person sowie deren berechtigte Vertretung muss nachvollziehbar sein, in welchem Bearbeitungsstatus sich die jeweilige Sendung befindet. Mindestens müssen inhaltlich entsprechende Statusinformationen zu „Daten eingegangen“, „in Verarbeitung“, „produziert“ und „versandt“ sowie – soweit technisch verfügbar – „zugestellt“ bereitgestellt werden. Abweichende Statusbezeichnungen sind zulässig, sofern sie inhaltlich gleichwertig sind.

Manuelles Stornieren von Briefen

Die nutzende Person soll die Möglichkeit haben, beauftragte Briefsendungen zu stornieren, solange diese noch nicht in einen technisch nicht mehr unterbrechbaren Produktionsprozess überführt wurden.

Der AN hat darzustellen, bis zu welchem Bearbeitungsstatus eine Stornierung möglich ist und ob diese unmittelbar durch die nutzende Person oder durch Kontaktaufnahme mit dem AN erfolgen muss. Soweit auch nach diesem Zeitpunkt eine Stornierung technisch noch möglich ist, soll der AN diese auf Anforderung des AG durchführen.
Druckeinstellungen

Der Standard-Druckeinstellungen müssen durch den AG zentral vordefinierbar sein und mindestens DIN A4, Schwarzweiß sowie Simplex- und Duplexdruck umfassen. Nutzende sollen innerhalb der freigegebenen Einstellungen zwischen Simplex- und Duplexdruck wählen können.

Farbdruck soll zentral freigegeben oder gesperrt werden können. Soweit von der angebotenen Lösung unterstützt, soll auch eine Freigabe für einzelne Nutzende oder Benutzergruppen möglich sein.

Die Auswahl eines für Umfang und Format der jeweiligen Sendung geeigneten Kuverts obliegt dem AN. Soweit unterschiedliche Kuvertformate erforderlich sind, muss die Auswahl im Produktionsprozess so erfolgen, dass eine ordnungsgemäße und wirtschaftliche postalische Verarbeitung gewährleistet ist.

Druckerzeugnisse und Briefkuverts müssen in einem für die ordnungsgemäße postalische Verwendung geeigneten, sauberen und unbeschädigten Zustand hergestellt werden.

Eine Druckauflösung von mindestens 600 dpi soll erreicht werden. Eine abweichende technische Druckauflösung ist zulässig, sofern eine für den vorgesehenen Einsatzzweck mindestens gleichwertige Druckqualität und Lesbarkeit gewährleistet wird.

Fehlererkennung

Die technische Lösung muss technisch erkennbare Fehler, die einer ordnungsgemäßen Verarbeitung oder postalischen Zustellung entgegenstehen, erkennen und einer geeigneten Fehlerbehandlung zuführen.

Hierzu gehören insbesondere nicht verarbeitbare Dokumente, nicht auslesbare bzw. nicht eindeutig erkennbare Adressfelder sowie Fehler bei einer erforderlichen Trennung oder Zuordnung einzelner Sendungen.

Kann eine eindeutige und ordnungsgemäße Produktion bzw. Zuordnung nicht gewährleistet werden, darf die betroffene Sendung nicht weiterverarbeitet werden. Die nutzende Person bzw. eine hierfür berechtigte Stelle des AG ist in geeigneter Weise zu benachrichtigen.

Die konkrete technische Ausgestaltung der Fehlererkennung und -behandlung bleibt dem AN überlassen.
Rechte und Rollenkonzept

Die technische Lösung muss über ein durch den AG administrierbares Rechte- und Rollenkonzept oder ein funktional gleichwertiges Berechtigungskonzept verfügen.

Dieses muss mindestens ermöglichen:
· die Administration von Benutzern und Berechtigungen durch den AG,
· die Einrichtung unterschiedlicher Rollen, Berechtigungen oder Berechtigungsgruppen,
· die Beschränkung des Zugriffs auf eigene oder aufgrund einer vom AG eingerichteten Berechtigung zugängliche Sendungen und Daten.

Die Übernahme der Benutzeridentitäten aus dem zentralen Identitätsmanagement des AG soll entsprechend Ziffer 2.5.4.3 unterstützt werden, ist jedoch nicht zwingend erforderlich, sofern eine sichere und durch den AG administrierbare alternative Benutzer- und Berechtigungsverwaltung bereitgestellt wird.

Die Einrichtung zeitlich begrenzter Vertretungsregelungen soll möglich sein. Eine funktional gleichwertige Berechtigungsvergabe für Vertretungsfälle ist zulässig. Änderungen von Rollen und Berechtigungen sollen spätestens innerhalb eines Arbeitstages wirksam werden.

Beschäftigte des AN sowie eingesetzter Nachunternehmer oder Kooperationspartner dürfen grundsätzlich keinen Zugriff auf Dokumenteninhalte erhalten. Ausgenommen sind ausschließlich für die Leistungserbringung technisch zwingend erforderliche und datenschutzrechtlich zulässige Einzelfälle. Zugriffe sind auf das erforderliche Mindestmaß zu beschränken und revisionssicher zu protokollieren. Soweit ein Zugriff nicht bereits von einer dokumentierten Weisung des AG umfasst ist, ist zuvor eine ausdrückliche Freigabe des AG einzuholen.

Gespeicherte Dokumenteninhalte müssen nach dem Stand der Technik gegen unberechtigten Zugriff geschützt werden. Eine Nutzung der technischen Lösung als allgemeines Dokumentenarchiv oder elektronische Aktenführung ist ausgeschlossen.

Workflows

Die technische Lösung kann Freigabeworkflows für den Briefversand unterstützen, insbesondere Freigaben nach dem Vier-Augen-Prinzip und Vertretungsregelungen.

Sofern Freigabeworkflows angeboten werden, soll ein Versandauftrag vor seiner endgültigen Freigabe einer oder mehreren berechtigten Personen zur Prüfung und Freigabe zugewiesen sowie bei Ablehnung zur Überarbeitung zurückgegeben werden können.

Der AN hat darzustellen, welche Workflow-, Freigabe- und Vertretungsfunktionen die angebotene Lösung unterstützt und in welchem Umfang diese durch den AG konfiguriert werden können.

[bookmark: _Hlk232425442]Protokollierung der Zugriffe auf den Datenbestand

Die für Nachweisführung, Datenschutz, Informationssicherheit, Rechnungsprüfung, Qualitätssicherung und Reklamationsbearbeitung erforderlichen produktionsrelevanten Verarbeitungsschritte sowie administrative oder sonstige Zugriffe auf Dokumenteninhalte sind revisionssicher zu protokollieren.

Die Protokollierung muss, soweit für den jeweiligen Vorgang einschlägig, mindestens folgende Informationen enthalten:

· Sendungs-ID,
· Benutzerkennung des Druckauftraggebenden,
· Datum und Uhrzeit der Auftragserteilung,
· Produktionsstatus,
· Druck, Kuvertierung und Frankierung,
· Übergabe in den postalischen Beförderungsprozess,
· Stornierungen,
· sicherheits- und berechtigungsrelevante administrative Änderungen sowie
· Zugriffe auf Dokumenteninhalte einschließlich Identifikation der zugreifenden Person, Zeitpunkt, Anlass und Art des Zugriffs.

Die Protokolldaten sind gegen unberechtigte Veränderung zu schützen und mindestens zwölf Monate nach Versand vorzuhalten.

Versandhistorie, Datenvorhaltung und Prüfbarkeit
Die technische Lösung muss eine Versandhistorie bzw. funktional gleichwertige elektronische Übersicht bereitstellen. Nutzende dürfen grundsätzlich nur auf eigene Sendungen sowie auf Sendungen zugreifen, für die ihnen aufgrund des Berechtigungskonzepts ein Zugriff eingeräumt wurde.

Für Hybridpostsendungen sind mindestens folgende Informationen bereitzustellen:

· Sendungs-ID,
· Datum und Uhrzeit der Auftragserteilung,
· Versanddatum,
· Bearbeitungs- und Versandstatus,
· Benutzerkennung des Druckauftraggebenden,
· Benutzerbezeichnung bzw. Name des Druckauftraggebenden, 
· Organisationseinheit bzw. Fachdienst,
· Kostenstelle,
· Seiten- und Blattzahl,
· Druckart (Simplex oder Duplex),
· Anzahl der Farb- und Schwarzweißseiten,
· verwendetes Kuvertformat,
· Sendungsart,
· tatsächliches Sendungsgewicht,
· Druck- und Kuvertierkosten,
· Porto sowie
· Gesamtpreis.

Soweit einzelne Angaben aufgrund des eingesetzten Produktions- oder Abrechnungsverfahrens nicht separat erhoben werden, ist eine funktional gleichwertige Darstellung zulässig, sofern eine eindeutige Rechnungsprüfung, Nachweisführung und Reklamationsbearbeitung gewährleistet bleibt. Abweichungen sind im Angebot darzustellen.

Zur Rechnungsprüfung, Reklamationsbearbeitung und Identifizierung versandter Schreiben muss zusätzlich eine unveränderbare Dokumentenvorschau einschließlich etwaiger Anlagen bereitgestellt werden. Der Zugriff ist auf die jeweils berechtigten Personen zu beschränken; die gespeicherten Dokumenteninhalte sind nach dem Stand der Technik gegen unberechtigten Zugriff zu schützen.

Die Dokumentenvorschau darf höchstens 60 Kalendertage nach Versand vorgehalten werden. Nach Ablauf dieser Frist sind sämtliche Dokumenteninhalte einschließlich Anlagen automatisiert und datenschutzgerecht zu löschen, soweit keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten oder ausdrücklichen Weisungen des AG entgegenstehen.

Die für Nachweisführung, Sendungsverfolgung, Qualitätssicherung und Rechnungsprüfung erforderlichen Produktions-, Versand- und Abrechnungsdaten sind ohne Dokumenteninhalte mindestens zwölf Monate vorzuhalten.

Für die Rechnungsprüfung müssen berechtigte Personen Sendungen insbesondere nach Benutzerbezeichnung bzw. Name, Benutzerkennung, Organisationseinheit bzw. Fachdienst, Kostenstelle, Versandzeitraum und Sendungs-ID suchen und filtern können. Darüber hinaus müssen geeignete Export- bzw. Auswertungsmöglichkeiten bereitgestellt werden, die eine eindeutige Zuordnung zwischen Versandhistorie, Produktionsdaten und Rechnungspositionen ermöglichen.

Einführung und sukzessiver Rollout

Die Einführung der technischen Lösung erfolgt schrittweise. Zunächst ist die Lösung in Abstimmung mit dem AG für einen vom AG festgelegten Musterfachdienst einzurichten und für die dort vorgesehenen Versandprozesse produktiv nutzbar zu machen. Vor Aufnahme des Regelbetriebs muss die Möglichkeit bestehen, die wesentlichen Funktionen und vorgesehenen Versandprozesse in einer geeigneten Test- und Einführungsphase zu prüfen.

Auf Grundlage der hierbei gewonnenen Erfahrungen ist die sukzessive Einbeziehung weiterer Fachdienste, Fachverfahren und Versandprozesse während der Vertragslaufzeit vorgesehen. Der AN hat den AG bei der technischen und organisatorischen Einführung sowie bei der erstmaligen Einrichtung weiterer Fachdienste und Versandprozesse zu unterstützen. Hierzu gehören insbesondere die für seine Lösung erforderliche Einrichtung und Konfiguration, die Unterstützung bei der Anbindung bzw. Einrichtung von Benutzergruppen, Arbeitsplätzen und Versandprozessen sowie die Abstimmung der erforderlichen technischen Schritte mit der IT des AG.

Die technische Lösung und das Einführungskonzept müssen so ausgestaltet sein, dass weitere Fachdienste bzw. Organisationseinheiten während der Vertragslaufzeit ohne erneute grundlegende Systemeinführung in die Nutzung aufgenommen werden können.

Der AN hat für die Einführung geeignete Anwender- und Administrationsdokumentationen sowie Schulungsunterlagen bereitzustellen. Die für die erstmalige Einführung der technischen Lösung und des Musterfachdienstes erforderliche Einweisung ist Bestandteil der Leistung.

Die Leistungen des AN für die schrittweise Einführung und den sukzessiven Rollout sind mit den vereinbarten Preisen für die Leistungserbringung abgegolten, soweit für die Einbeziehung weiterer Fachdienste, Fachverfahren und Versandprozesse die vom AN angebotenen Standardfunktionen, Übergabeverfahren und Schnittstellen genutzt werden. Eine gesonderte Vergütung je neu einbezogenem Fachdienst bzw. je Organisationseinheit erfolgt insoweit nicht.

Gesondert vergütet werden können nur ausdrücklich vom AG beauftragte zusätzliche Leistungen, soweit hierfür im Preisblatt gesonderte Preise vorgesehen sind. Hierzu können insbesondere zusätzliche Online- oder Vor-Ort-Schulungen sowie sonstige über den regulären Einführungs- und Rolloutaufwand hinausgehende Beratungs- oder Unterstützungsleistungen gehören.

Kundenspezifische Softwareentwicklungen, die erstmalige Entwicklung zusätzlicher, nicht bereits angebotener Schnittstellen oder vergleichbare Sonderanpassungen sind nicht Bestandteil des pauschal abgegoltenen Rollouts. Derartige Leistungen dürfen nur nach vorheriger Abstimmung und ausdrücklicher Beauftragung durch den AG erbracht und gesondert vergütet werden.

Die konkrete Reihenfolge und der Zeitpunkt der Einbeziehung weiterer Fachdienste, Fachverfahren und Versandprozesse werden durch den AG in Abstimmung mit dem AN festgelegt.
[bookmark: _Toc244673122][bookmark: _Hlk233896465]Anforderungen an Los 3 Päckchen und Pakete
Die folgenden Anforderungen sind zwingend zu beachten:

2.6.1 Versandvorgaben

Der Versand von Päckchen darf unversichert erfolgen.

Pakete bis 1 kg sind mindestens bis zu einer Haftungssumme von 20,00 Euro zu versenden. Pakete über 1 kg im nationalen und internationalen Versand (EU) sind grundsätzlich mindestens bis zu einer Haftungssumme von 500,00 Euro oder der im jeweiligen Standardprodukt des AN enthaltenen höheren Haftung zu versenden. Dies ist vom AN in die Preiskalkulation einzubeziehen.

Pakete bis 1 kg werden grundsätzlich für den Versand von Zulassungsunterlagen der Straßenverkehrsbehörde verwendet. 

Der AN stellt dem AG auf eigene Kosten eine elektronische Lösung zur Frankierung sowie zum Druck von Versandetiketten zur Verfügung. Die Lösung muss mit den Standardarbeitsplätzen des AG (Betriebssystem Windows 11) kompatibel sein.
Soweit für den Betrieb zusätzliche Hard oder Software erforderlich ist, stellt der AN diese einschließlich Installation, Wartung, Updates, Upgrades sowie eines während der üblichen Geschäftszeiten erreichbaren technischen Supports mit angemessenen Reaktionszeiten ohne zusätzliche Kosten zur Verfügung. Der Druck der Versandetiketten muss auf handelsüblichen Büro- oder Thermodruckern möglich sein.

Der AN stellt dem AG die hierfür erforderlichen Versandetiketten oder sonstigen Verbrauchsmaterialien in ausreichendem Umfang kostenfrei zur Verfügung. Nachbestellungen müssen innerhalb von zwei Werktagen erfolgen können.

2.6.2 Sendungsverfolgung und Qualitätsreporting

Der AN stellt durch geeignete Kennzeichnung der Sendungen und durch Aufzeichnungen über ihren Verbleib sicher, dass der Erledigungsstatus jeder nachweispflichtigen Sendung anhand der Sendungsnummer jederzeit abgefragt und der Verbleib nachverfolgt werden kann.
Der AN stellt dem AG den Zugang zu einem informationstechnisch gestützten und gegen unbefugte Einsichtnahme Dritter gesicherten System der Sendungsverfolgung zur Verfügung.
Die Sendungsverfolgung muss gleichzeitig für eine Vielzahl berechtigter Mitarbeitender des AG nutzbar sein. Hierzu soll das System die Einrichtung eines Rollen- und Berechtigungskonzeptes unterstützen.

Die Sendungsverfolgung ist auch bei Einschaltung Dritter in die Leistungserbringung sicherzustellen.

Die Sendungsdaten sind mindestens zwölf Monate nach Zustellung oder Rücksendung vorzuhalten.
Der AN hat die Laufzeiten sämtlicher nachverfolgbarer Paketsendungen elektronisch zu erfassen und dem AG auf Anforderung nachzuweisen. Als Laufzeit gilt der Zeitraum zwischen der Übernahme der Sendung durch den AN und der dokumentierten Zustellung an den Empfänger.

Der AN hat dem AG im Rahmen des Qualitätsreportings gemäß Ziffer 4.1 monatlich mindestens folgende Kennzahlen zur Verfügung zu stellen:

· Anzahl der beförderten Paketsendungen,
· Anzahl der erfolgreich zugestellten Paketsendungen,
· Anzahl der nicht zustellbaren Paketsendungen,
· Anzahl der verlorenen Sendungen,
· Anzahl der beschädigt zugestellten Sendungen,
· durchschnittliche Zustelllaufzeit,
· Anteil der Sendungen mit Laufzeitüberschreitung,
· Einhaltung der Zustellquoten gemäß dieser Ziffer.

Die Verlustquote darf 0,1 Prozent der jährlich für den AG beförderten Paketsendungen nicht überschreiten.
Als verloren gelten nationale Sendungen, deren Verbleib innerhalb von 20 Werktagen nach Versanddatum nicht aufgeklärt werden kann. Für internationale Sendungen gilt eine Frist von 40 Werktagen.

Die der Qualitätsmessung zugrunde liegenden Daten sind mindestens zwölf Monate nach Ablauf des jeweiligen Berichtszeitraums vorzuhalten.

Der AG ist berechtigt, die Angaben des AN durch Stichproben, Auswertungen der Sendungsverfolgungsdaten oder durch unabhängige Dritte überprüfen zu lassen. Weichen die Ergebnisse einer unabhängigen Überprüfung erheblich von den Angaben des AN ab, sind die Ursachen gemeinsam aufzuklären. Eine erhebliche Abweichung liegt insbesondere vor, wenn die durch die unabhängige Überprüfung ermittelte Zustellquote um mehr als zwei Prozentpunkte von den durch den AN ausgewiesenen Werten abweicht. Im Streitfall sind die Ergebnisse der unabhängigen Überprüfung grundsätzlich maßgeblich, sofern der AN nicht deren Unrichtigkeit nachweist.
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[bookmark: _Toc244673124]Postgeheimnis, Datenschutz und IT-Sicherheit
Der AN hat die Bestimmungen des Postgesetzes (PostG), der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen (DSG NRW), sowie des Sozialgeheimnisses gemäß § 35 SGB I einzuhalten.

Der AN hat die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Authentizität sämtlicher im Rahmen der Leistungserbringung verarbeiteten Daten sicherzustellen. Hierzu zählen insbesondere Dokumenteninhalte, Adressdaten, Zustell-, Produktions-, Versand-, Qualitäts-, Protokoll-, Abrechnungs- und Benutzerdaten.

Alle im Rahmen der Leistungserbringung verarbeiteten Daten dürfen ausschließlich zur Erfüllung der vertraglich geschuldeten Leistungen verwendet werden. Eine Nutzung zu eigenen Zwecken des AN oder eine Weitergabe an Dritte ist unzulässig, soweit keine gesetzliche Verpflichtung besteht oder der AG zuvor ausdrücklich zugestimmt hat.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten hat ausschließlich innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) zu erfolgen. Der AN hat hierbei ein dem Stand der Technik entsprechendes Informationssicherheitsniveau gemäß Art. 32 DSGVO sicherzustellen.

Die Verarbeitung von Zustell-, Versand-, Produktions-, Qualitäts-, Protokoll-, Benutzer-, Nachweis- und Abrechnungsdaten ist ausschließlich zulässig, soweit diese für die Vertragserfüllung, Authentifizierung, Berechtigungsverwaltung, Sendungsverfolgung, Rechnungsprüfung, Qualitätsmessung, Qualitätsberichterstattung, Reklamationsbearbeitung, Nachweisführung oder zur Erfüllung gesetzlicher Prüfungs- und Dokumentationspflichten erforderlich ist.

Die Verarbeitung der Benutzerkennung des Druckauftraggebenden ist ausschließlich für die Authentifizierung, Berechtigungssteuerung, Nachweisführung, Rechnungsprüfung sowie Reklamationsbearbeitung zulässig. Eine Nutzung zur Leistungs-, Verhaltens- oder Anwesenheitskontrolle von Beschäftigten des AG ist unzulässig.

Der Auftragnehmer führt ein dokumentiertes Löschkonzept.

Dokumenteninhalte

Dokumenteninhalte einschließlich sämtlicher Anlagen dürfen ausschließlich zum Zwecke der Durchführung des Druck- und Versandprozesses, der Identifizierung versandter Schreiben, der Reklamationsbearbeitung sowie der Unterstützung der Rechnungsprüfung verarbeitet und gespeichert werden.

Die Speicherung der Dokumenteninhalte hat ausschließlich verschlüsselt nach dem Stand der Technik zu erfolgen.

Die gemäß Ziffer 2.5.3.10 bereitgestellte Dokumentenvorschau dient ausschließlich der Identifizierung versandter Schreiben, der Reklamationsbearbeitung und der Rechnungsprüfung. Sie stellt keine elektronische Archivierung oder Dokumentenverwaltung dar. Die revisionssichere Langzeitarchivierung fachlicher Dokumente obliegt ausschließlich dem AG.

Dokumenteninhalte einschließlich Anlagen sind 60 Kalendertage nach Versand d.h. Druck, Kuvertierung und Übergabe an den Zustelldienstleister, automatisiert, vollständig und datenschutzgerecht zu löschen, soweit keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten oder ausdrückliche Weisungen des AG einer Löschung entgegenstehen.

Produktions-, Versand- und Nachweisdaten

Von der Löschung unberührt bleiben ausschließlich die für die Vertragserfüllung erforderlichen Produktions-, Versand-, Qualitäts-, Protokoll-, Benutzer-, Nachweis- und Abrechnungsdaten.

Diese dürfen ohne Speicherung des Dokumenteninhalts für die Dauer von höchstens zwölf Monaten gespeichert werden, soweit dies zur Vertragserfüllung, Sendungsverfolgung, Qualitätsmessung, Qualitätsberichterstattung, Reklamationsbearbeitung, Nachweisführung oder Rechnungsprüfung erforderlich ist. 
Produktionsdaten dürfen ausschließlich zur Fehleranalyse gespeichert werden und eine Löschung erfolgt spätestens nach 30 Tagen. Hinsichtlich der Zustellnachweise
erfolgt eine Speicherung nur für die Dauer bestehender Nachweispflichten.

Personenbezogene Daten in Datensicherungen sind spätestens mit Ablauf der jeweiligen Backup-Rotation datenschutzgerecht zu löschen.

Zugriffsschutz

Der AN hat seine technische Lösung nach den Grundsätzen „Privacy by Design“ und „Privacy by Default“ gemäß Art. 25 DSGVO auszugestalten.

Durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass routinemäßige oder anlasslose Zugriffe auf Dokumenteninhalte ausgeschlossen sind.

Der Zugriff auf Dokumenteninhalte ist ausschließlich den nach dem Rechte- und Rollenkonzept des AG berechtigten Personen zu ermöglichen.

Beschäftigte des AN dürfen auf Dokumenteninhalte nur zugreifen, soweit dies im Einzelfall zur Fehleranalyse oder Störungsbeseitigung technisch zwingend erforderlich ist und zuvor durch den AG ausdrücklich freigegeben wurde.

Jeder Zugriff auf Dokumenteninhalte durch Beschäftigte des AN ist revisionssicher unter Angabe der Benutzerkennung, des Datums, der Uhrzeit, des Umfangs sowie des Grundes des Zugriffs zu protokollieren. Die entsprechenden Protokolle sind dem AG auf Verlangen unverzüglich zur Verfügung zu stellen.

Der AN hat sicherzustellen, dass sämtliche administrativen Zugriffe nachvollziehbar protokolliert und regelmäßig überprüft werden.

Der Auftragnehmer betreibt zur Umsetzung der vorstehenden Anforderungen ein dokumentiertes Berechtigungskonzept mit insbesondere folgenden Inhalten:
· Zugriffe werden ausschließlich rollenbasiert vergeben.
· Berechtigungen sind mindestens jährlich zu überprüfen.
· Administratorrechte sind auf das erforderliche Mindestmaß zu beschränken.

Auftragsverarbeitung

Da die Leistungserbringung von Hybridpostdienstleistungen eine Auftragsverarbeitung im Sinne der DSGVO darstellt, ist vor Leistungsbeginn ein Auftragsverarbeitungsvertrag gemäß Art. 28 DSGVO abzuschließen. Der als Anlage beigefügte Entwurf des Auftragsverarbeitungsvertrages wird im Zuschlagsfall Bestandteil des Vertragsverhältnisses und erfüllt die Anforderungen des Art. 28 Abs. 3 DSGVO.

Der AN hat für die Dauer der Vertragslaufzeit eine gültige Zertifizierung nach ISO 9001 sowie ISO/IEC 27001 in der jeweils aktuellen Fassung oder gleichwertige Nachweise vorzuhalten und dem AG auf Verlangen vorzulegen. Der AG ist berechtigt, die Einhaltung der vertraglich vereinbarten Informationssicherheitsanforderungen nach angemessener vorheriger Ankündigung selbst oder durch einen unabhängigen Dritten überprüfen zu lassen. Berechtigte Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des AN sind hierbei angemessen zu berücksichtigen. Informationssicherheitsvorfälle, die Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der Informationen des AG betreffen oder betreffen können, sind dem AG unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 24 Stunden nach Bekanntwerden, zu melden. Die Meldung muss mindestens Art, Umfang und Ursache des Vorfalls, die betroffenen Datenkategorien, die möglichen Auswirkungen sowie bereits eingeleitete Gegenmaßnahmen enthalten. Der AN hat sicherzustellen, dass sämtliche Unterauftragnehmer dieselben Informationssicherheitsanforderungen erfüllen wie der AN selbst.


Kalkulationsgrundlagen

Der Anbieter verpflichtet sich, sein Angebot bis zum Ablauf der Bindefrist aufrecht zu erhalten.  Die von dem Bieter eingetragenen Preise beinhalten eventuelle Rabatte und gelten auch, wenn der AN Sendungen an Unternehmen zur Zustellung übergibt. 

Von dem Anbieter sind Einzelpreise je Sendungsart und Zustellung anzugeben. Diese Preise sind Festpreise. Im Angebotspreis müssen alle gegebenenfalls anfallenden zusätzlichen Leistungen enthalten sein. Hierunter fallen insbesondere Abholkosten, Konsolidierungsleistungen, Gestellung der erforderlichen Transportbehälter, Rücklauf bei Nichtzustellung (mit neuer Anschrift zurück), wenn die Sendung eine entsprechende Vorausverfügung trägt.

Der AG wird neben dem Angebotspreis keine weiteren Kosten, beispielsweise für die Weitergabe von Sendungen an die Deutsche Post AG übernehmen. Soweit die Deutsche Post AG in die Dienstleistung einbezogen wird und dem AG als Absender Entgelt für die Beförderung der Sendungen oder sonstige Kosten, die im Zusammenhang mit der Beförderung der Sendungen entstehen, in Rechnung stellt, hat die AN diese dem AG zu erstatten.

Preisblatt

Die Preisblätter sind in elektronischer Form als Excel-Datei (Preisblattdatei) verfügbar. Für jede Sendungsart sind die Angebotspreise als Nettopreis sowie als Bruttopreis (einschließlich der gesetzlichen Umsatzsteuer) in Euro mit bis zu fünf Nachkommastellen (je nach Preisblatt) einzutragen. Jedes Los verfügt über ein gesondertes Preisblatt.

Der Gesamtpreis des jeweiligen Loses wird nach Eingabe der Einzelpreise automatisch entsprechend der im jeweiligen Preisblatt hinterlegten Berechnungslogik ermittelt. Für die Angebotswertung ist ausschließlich der nach den Vorgaben des Preisblatts berechnete Gesamtnettopreis maßgeblich. Soweit im Preisblatt eine gewichtete Musterkalkulation vorgesehen ist, dient diese ausschließlich der Ermittlung des wertungsrelevanten Angebotspreises und stellt keine Aussage über die tatsächliche Inanspruchnahme einzelner Leistungen oder Druckarten während der Vertragslaufzeit dar. 
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Der AN versichert mit Abgabe des Angebots, dass er sämtliche Porto-, Druck-, Kuvertierungs-, Beförderungs- und sonstigen Kosten den vom AG vorgegebenen Kostenstellen sowie den einzelnen Sendungen versandtaggenau zuordnen und in einer transparenten, prüffähigen und nachvollziehbaren Form nachweisen kann.

Die Rechnungsstellung erfolgt monatlich auf Grundlage der im jeweiligen Abrechnungszeitraum tatsächlich erbrachten Leistungen.

Der monatlichen Rechnung ist eine elektronische Einzelaufstellung beizufügen oder zeitgleich elektronisch bereitzustellen. Diese ist in einem maschinenlesbaren CSV- oder XLSX-Format zur Weiterverarbeitung in Microsoft Excel (mindestens Version 365 oder kompatibel) bereitzustellen.

Die elektronische Einzelaufstellung muss mindestens folgende Angaben je Sendung enthalten:

· eindeutige Sendungs-ID oder eine vergleichbare eindeutige Referenz,
· Versanddatum,
· Kostenstelle,
· Sendungsart,
· abrechnungsrelevante Leistungsmerkmale,
· Einzelpreis,
· Gesamtpreis.

Soweit für das jeweilige Los weitergehende abrechnungsrelevante Einzelangaben erforderlich sind, ergeben sich diese aus den losbezogenen Leistungsanforderungen dieser Leistungsbeschreibung.

Die Abrechnungsdaten sind automatisiert und unverändert aus dem jeweiligen Produktions- oder Verarbeitungssystem zu erzeugen. Soweit nachträgliche Korrekturen technisch unvermeidbar sind, sind diese revisionssicher zu protokollieren und nachvollziehbar zu dokumentieren.

Die der Rechnungsstellung zugrunde liegenden Einzelabrechnungsdaten müssen jederzeit eindeutig den der Leistungserbringung zugrunde liegenden Produktions-, Versand- oder Bearbeitungsdaten zugeordnet werden können.

Der AG ist berechtigt, einzelne Rechnungspositionen im Rahmen der Rechnungsprüfung stichprobenartig zu überprüfen. Der AN hat hierzu innerhalb von zwei Arbeitstagen sämtliche zur Prüfung erforderlichen Nachweise bereitzustellen.

Eine Rechnung gilt nur dann als prüffähig, wenn sämtliche Rechnungspositionen anhand der bereitgestellten Einzelabrechnungsdaten vollständig nachvollzogen werden können.

Soweit die geforderten Angaben bereits Bestandteil des monatlichen Qualitätsreportings gemäß Ziffer 4.1 sind, kann die Bereitstellung in einem gemeinsamen Reporting erfolgen.
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Während der Laufzeit des Vertrages ist eine enge Abstimmung mit dem AG erforderlich. Der AN benennt hierzu eine in der Zeit von Montag bis Freitag zwischen 8:00 und 16:00 Uhr erreichbare zentrale Ansprechperson für alle Belange der Auftragsausführung mit entsprechenden Kontaktdaten, sowie einen Vertreter/ eine Vertreterin. Wartungsarbeiten und geplante Ausfallzeiten werden mit einer Vorlaufzeit von mind. einer Woche vom AN angekündigt.

Die Erreichbarkeit eines Ansprechpartners muss zu den oben genannten Zeiten ununterbrochen gewährleistet sein. Eine Rückmeldung hat spätestens innerhalb von 24 Stunden zu erfolgen. Sollte dies seitens der AN nicht gewährleistet sein, kann dies seitens der AG nach vorheriger erfolgloser Abmahnung als Nichterfüllung der vertraglich durch den AN geschuldeten Leistungen gewertet werden, welche den AG ggf. zur (fristlosen) Kündigung des Vertrages berechtigen.  
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Der AN hat dem AG bei Vertragsende, Vertragskündigung oder sonstiger Beendigung des Vertragsverhältnisses bei der geordneten Überleitung der Leistungen auf den AG oder einen von dem AG benannten Nachfolgeauftragnehmer angemessen zu unterstützen.

Die Unterstützungspflicht umfasst insbesondere die Bereitstellung der zur Fortführung der Leistungen erforderlichen Informationen, Dokumentationen, Prozessbeschreibungen und technischen Schnittstelleninformationen, soweit diese für die weitere Leistungserbringung erforderlich sind und keine berechtigten Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse des AN entgegenstehen. Dies gilt nicht für Informationen, die zur Fortführung der vertraglich geschuldeten Leistungen zwingend erforderlich sind.

Bei Leistungen der hybriden Postbearbeitung hat der AN darüber hinaus die für die Anbindung der von dem AG genutzten Fachverfahren erforderlichen Schnittstellenbeschreibungen, Konfigurationsparameter und technischen Dokumentationen in aktueller Fassung bereitzustellen, soweit diese für die Übernahme der Leistungen durch den AG oder einen Nachfolgeauftragnehmer erforderlich sind.

Spätestens 30 Kalendertage nach Vertragsende hat der AN dem AG sämtliche im Rahmen der Vertragsdurchführung bereitgestellten oder erzeugten Daten, soweit diese dem AG zuzurechnen sind, in einem gängigen und maschinenlesbaren Format zur Verfügung zu stellen. Hierzu zählen insbesondere:

· Adress- und Versanddaten,
· Kostenstellen- und Abrechnungsdaten,
· Qualitäts- und Reportingdaten,
· Sendungsverfolgungs- und Nachweisdaten,
· Konfigurations- und Schnittstelleninformationen, soweit diese für die Fortführung der Leistungen erforderlich sind.

Nach erfolgreicher Datenübergabe hat der AN sämtliche personenbezogenen Daten des AG datenschutzkonform zu löschen, soweit keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten entgegenstehen. Die Löschung ist dem AG auf Verlangen schriftlich nachzuweisen.

Der AN hat sicherzustellen, dass personenbezogene Daten in Produktivsystemen, Testsystemen und Datensicherungen entsprechend den vereinbarten Löschfristen entfernt werden. Daten in Datensicherungen sind spätestens mit Ablauf der jeweiligen Backup-Rotation zu löschen.

Soweit der AG einen Nachfolgeauftragnehmer mit der Fortführung der Leistungen beauftragt, hat der AN während eines Übergangszeitraums von bis zu drei Monaten nach Vertragsende in angemessenem Umfang bei der technischen und organisatorischen Übergabe mitzuwirken. Hierzu gehören insbesondere die Abstimmung technischer Schnittstellen, die Unterstützung bei Testläufen, die Begleitung von Migrationsmaßnahmen sowie die Bereitstellung erforderlicher Informationen zur Sicherstellung eines unterbrechungsfreien Betriebs.

Durch die Mitwirkungspflichten nach dieser Ziffer entsteht kein Anspruch des AN auf eine gesonderte Vergütung, soweit der hierfür erforderliche Aufwand im Rahmen einer ordnungsgemäßen Vertragsbeendigung üblich und zumutbar ist.
[bookmark: _Toc244673128]Qualitätsanforderungen
[bookmark: _Toc244673129]Zustellqualität und Reklamationsmanagement
Der AN hat ein geeignetes Qualitätsmanagementsystem zur kontinuierlichen Überwachung und Sicherstellung der vertragsgemäßen Leistungserbringung vorzuhalten.

Der AN erstellt monatlich ein Qualitätsreporting und stellt dieses dem AG spätestens bis zum 15. Kalendertag des Folgemonats unentgeltlich in elektronischer Form zur Verfügung.

Das Qualitätsreporting hat mindestens folgende Informationen zu enthalten:

Los 1 und Los 2
· Anzahl der beförderten Briefsendungen,
· Zustellquoten,
· Anzahl und Quote der unzustellbaren Sendungen,
· Anzahl und Quote der Rückläufer,
· Anzahl eingegangener Beschwerden,
· Anzahl berechtigter Beschwerden,
· wesentliche Ursachen für Qualitätsabweichungen.

Los 2
· Produktionsquote,
· Anzahl der am selben Werktag produzierten und an den Zustelldienstleister übergebenen Sendungen,
· Anzahl und Ursachen von Produktionsverzögerungen.

Los 3
· Anzahl der beförderten Paketsendungen,
· Zustellquoten,
· durchschnittliche Zustelllaufzeit,
· Anzahl verlorener Sendungen,
· Anzahl beschädigter Sendungen,
· Anzahl nicht zustellbarer Sendungen,
· Anzahl eingegangener Beschwerden,
· Anzahl berechtigter Beschwerden.

Die dem Qualitätsreporting zugrunde liegenden Produktions-, Versand- und Leistungsdaten müssen mit den der Rechnungsstellung zugrunde liegenden Einzelabrechnungsdaten übereinstimmen und auf Anforderung des AG elektronisch bereitgestellt werden.

Der AG ist berechtigt, die dem Qualitätsreporting zugrunde liegenden Daten mit den Rechnungsunterlagen sowie den gespeicherten Protokoll- und Produktionsdaten stichprobenartig abzugleichen. Der AN hat die hierfür erforderlichen Daten innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Aufforderung bereitzustellen.

Soweit Qualitätskennzahlen oder Abrechnungsdaten auf denselben Datengrundlagen beruhen, sind diese konsistent aus demselben Produktionssystem zu erzeugen. Abweichungen zwischen Qualitätsreporting und Rechnungsunterlagen sind vom AN nachvollziehbar zu begründen und revisionssicher zu dokumentieren.

Der AN hat Beschwerden des AG unverzüglich zu bearbeiten. Der Eingang einer Beschwerde ist spätestens am folgenden Werktag zu bestätigen. Eine qualifizierte Stellungnahme ist dem AG grundsätzlich innerhalb von fünf Werktagen nach Eingang der Beschwerde vorzulegen. Kann die Bearbeitung innerhalb dieser Frist nicht abgeschlossen werden, ist der AG über den Bearbeitungsstand sowie den voraussichtlichen Abschlusszeitpunkt zu informieren.

Zwischen AG und AN finden mindestens halbjährlich Qualitätsgespräche statt. Gegenstand dieser Gespräche sind insbesondere die Entwicklung der Qualitätskennzahlen, aufgetretene Leistungsstörungen, Beschwerden, Reklamationen sowie mögliche Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung.

Der AG ist berechtigt, die Einhaltung der vertraglich vereinbarten Qualitätsanforderungen durch eigene Prüfungen oder durch unabhängige Dritte überprüfen zu lassen. 
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Der AN verpflichtet sich, nur zuverlässige, fachkundige Beschäftigte einzusetzen und durch eine ausreichende Zahl von Beschäftigten die ordnungsgemäße Vertragserfüllung zu gewährleisten sowie keine Beschäftigten ohne erforderliche Arbeitserlaubnis einzusetzen.   

Er gewährleistet darüber hinaus durch zwingende arbeitsvertragliche Klauseln, dass   
· alle von ihm mit der Erfüllung der vertraglichen Pflichten beauftragten Personen in die gesetzlichen Bestimmungen über das im Postgesetz (PostG) verankerte Postgeheimnis und den Datenschutz eingewiesen sind und diese beachten;   
· die Bestimmungen der DSGVO und des DSG NRW von allen mit der Erfüllung der vertraglich-
 en Pflichten beauftragten Personen eingehalten werden; 
· die aus der Tätigkeit für den Kreis Recklinghausen erlangten Informationen nicht an
 Dritte weitergegeben oder sonst verarbeitet oder verbreitet werden;  
· sämtliche Beschäftigte sich jederzeit durch den Dienst- und ein amtliches Ausweisdokument als berechtigt ausweisen können; 
· [bookmark: _Hlk232425666]Zugriffe auf Dokumenteninhalte müssen auf ein zwingend erforderliches Maß beschränkt sein.

Der AN hat durch geeignete innerbetriebliche Maßnahmen (regelmäßige Schulungen des eingesetzten Personals) eine kontinuierliche Qualität der Dienstleistung sicherzustellen.   
Eine hohe fachliche Qualifikation des konkret eingesetzten Personals ist unerlässlich, da die Qualität der Leistung, insbesondere die Zuverlässigkeit der Zustellung, wesentlich von der Qualifikation und der laufenden Fortbildung abhängt. 
[bookmark: _Toc244673131]Nachhaltigkeit und klimaneutraler Versand
Die Kreisverwaltung Recklinghausen legt großen Wert auf Umweltverträglichkeit und Nachhaltigkeit. Für die Produktion, den Versand und die Zustellung sind daher folgende Punkte zu beachten.
[bookmark: _Toc244673132]Saubere-Fahrzeug-Beschaffungsgesetz
Der Bieter hat die für den ausgeschriebenen Leistungsgegenstand einschlägigen Anforderungen des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungsgesetzes (SaubFahrzeugBeschG) in der jeweils geltenden Fassung einzuhalten. Dies gilt auch für Nachunternehmer sowie sonstige Unternehmen, die zur Erbringung der ausgeschriebenen Leistungen eingesetzt werden.

Der Auftragnehmer hat während der Vertragslaufzeit jährlich bis zum 31. Januar eine aktualisierte Übersicht über die für die Leistungserbringung eingesetzten Fahrzeuge vorzulegen. Die Übersicht muss die zur Überprüfung der Einhaltung der Anforderungen des SaubFahrzeugBeschG erforderlichen Angaben (Fahrzeugklasse, Antriebsart, Anzahl der Fahrzeuge, Einsatzgebiet und Zuordnung zur Leistung) enthalten.

Der AG ist berechtigt, bei begründeten Zweifeln an der Einhaltung der Anforderungen ergänzende Nachweise anzufordern. Der AN hat diese innerhalb einer angemessenen Frist vorzulegen.

Verstöße gegen die Verpflichtungen dieser Ziffer hat der AN nach schriftlicher Aufforderung durch den AG unverzüglich zu beseitigen. Kommt der AN dieser Verpflichtung trotz angemessener Fristsetzung nicht nach oder liegt ein schwerwiegender bzw. wiederholter Verstoß vor, kann dies einen wichtigen Grund zur außerordentlichen Kündigung des Vertrages darstellen.
[bookmark: _Toc244673133]Maßnahmen zur Reduzierung von CO2-Emissionen
Der AN hat die bei der Leistungserbringung entstehenden Treibhausgasemissionen zu erfassen, soweit diese dem ausgeschriebenen Leistungsumfang zuzurechnen sind. Hierbei sind insbesondere die Emissionen aus Abholung, Transport, Sortierung, Druck, Kuvertierung, Zustellung sowie gegebenenfalls eingesetzten Nachunternehmerleistungen zu berücksichtigen.

Die Ermittlung der Treibhausgasemissionen hat nach einem anerkannten Standard zu erfolgen. Als geeignete Standards gelten insbesondere:

Greenhouse Gas Protocol (GHG Protocol),
DIN EN ISO 14064,
DIN EN ISO 14067,
Corporate Carbon Footprint (CCF) nach anerkannten Bilanzierungsstandards.

Die Emissionen sind vorrangig durch geeignete organisatorische und technische Maßnahmen zu vermeiden oder zu reduzieren. Soweit verbleibende Emissionen nicht vermeidbar sind, sind diese vollständig zu kompensieren.

Für die Kompensation dürfen ausschließlich Zertifikate aus anerkannten Klimaschutzprojekten verwendet werden. Als geeignete Nachweisstandards gelten insbesondere:

Gold Standard,
Verified Carbon Standard (VCS / Verra),
Climate Action Reserve (CAR),
Clean Development Mechanism (CDM), soweit weiterhin zulässig,
gleichwertige, international anerkannte Standards.

Der AN hat dem AG erstmals bis zum 31. März des auf den Leistungsbeginn folgenden Kalenderjahres und anschließend jährlich einen Nachweis über

die ermittelten Treibhausgasemissionen,
die angewandte Bilanzierungsmethodik,
die durchgeführten Reduktionsmaßnahmen sowie
die eingesetzten Kompensationszertifikate

vorzulegen.

Der AG behält sich vor, bei begründeten Zweifeln ergänzende Nachweise oder Bestätigungen unabhängiger Prüfstellen anzufordern.
[bookmark: _Toc244673134]Anforderungen an Papier und Verpackungsmaterialien
Das für die Produktion der Sendungen eingesetzte Papier sowie die Umschläge müssen mindestens aus nachhaltiger Forstwirtschaft (FSC, PEFC) stammen. Die Zertifizierung ist nachzuweisen. Es ist Papier in der Stärke 80g/m² zu verwenden.
[bookmark: _Toc244673135]Hinweis zur Umweltzone Ruhrgebiet
Im gesamten Ruhrgebiet und somit auch im Kreis Recklinghausen, wurden Umweltzonen eingerichtet. Innerhalb dieser Umweltzonen können nur Fahrzeuge genutzt werden, die mit einer entsprechenden Umweltplakette ausgestattet sind. Sofern es während der Vertragslaufzeit zu verkehrstechnischen Einschränkungen (z.B. Dieselfahrverbote o.ä.) kommt, ist der AN verpflichtet diese einzuhalten und die Postabholung zu gewährleisten. 
[bookmark: _Toc244673136]Anforderungen an den Bietenden
[bookmark: _Toc244673137]Kontaktaufnahme nach Zuschlagserteilung
Der AN ist verpflichtet, unverzüglich, spätestens innerhalb von fünf Werktagen nach erfolgter Zuschlagserteilung mit dem AG in Verbindung zu treten und Einzelheiten der praktischen Vertragsabwicklung im Einzelnen abzustimmen. Dies ist mittels eines persönlichen Vor-Ort-Termins abzuwickeln und schriftlich festzuhalten. Hierbei ist eine Begehung durchzuführen, um sich mit den örtlichen Gegebenheiten vertraut zu machen. Die Dokumentation ist dem AG spätestens zwei Wochen vor Vertragsbeginn digital zur Verfügung zu stellen. 
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PositionTitel

Sendungsmenge pro Jahrderzeit an Drittanbieter 

vergebene 

Sendungsmenge pro  Jahr

1

Standardbrief national

216.944 184.002

2

Kompaktbrief national

72.159

3

Großbrief national

33.062

4

Maxibrief national bis 1 kg

1.069

5

Maxibrief national bis 2 kg 

664

Zusatzleistungen national

6

Einschreiben

3.123

7

Einschreiben mit Rückschein

240

8

Einschreiben – Einwurf 1.675

9

Standardbrief international

1.657 10.884

10

Kompaktbrief international

647

11

Großbrief international 81

12

Maxibrief international 1

13

Einschreiben 7

14

Einschreiben mit Rückschein 3.145

15PZA Großformat 4.824

16PZA Kleinformat 33.720

17PZA Grundformat 32

18

ePZA Großformat

1

19ePZAKleinformat 1 48.683

20

ePZA Grundformat 1

Päckchen und Pakete

21

Päckchen national 5

22

Päckchen international 2

23

Paket national bis 1 kg ("Kleinpaket") 6.000

24

Paket national bis 2 kg 48

25

Paket national bis 5 kg 163

26

Paket national bis 10 kg 79

27

Paket international EU bis 5 kg 5

28

Paket international EU bis 10 kg 2

29

Zusatzleistung Wertgrenze 2.500 EUR für Pakete national 0

30

Zusatzleistung Wertgrenze 25.000 EUR für Pakete national 0

31

Zusatzleistung Sperrgut für Pakete national bis 31,5 kg 1



Zusatzleistung Pakete

Zusatzleistungen international

Nationaler Versand

Internationale Versand 



Postzustellungsauftrag 
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Produkt Maße Gewicht (maximal) Versicherung Sendungsverfolgung

L: bis 600 mm

B: bis 300 mm

H: bis 150 mm

L: bis 600 mm

B: bis 300 mm

H: bis 150 mm

L: bis 353 mm

B: bis 250 mm

H: bis 80 mm

L: bis 600 mm

B: bis 300 mm

H: bis 150 mm

L: bis 600 mm

B: bis 300 mm

H: bis 150 mm

L: bis 1200 mm

B: bis 600 mm

H: bis 600 mm

L: bis 1200 mm

B: bis 600 mm

H: bis 600 mm

L: bis 1200 mm

B: bis 600 mm

H: bis 600 mm

L: bis 1200 mm

B: bis 600 mm

H: bis 600 mm

-

Paket national 2 kg x

Paket international 2 kg bis 500 € x

x

bis 500 € x

Zusatzleistung Wertgrenze 2.500 EUR für Pakete national

Zusatzleistung Wertgrenze 25.000 EUR für Pakete national

bis 500 € x

- -

bis 500 €

-

bis 500 €

x

bis 20 € x

bis 500 € Paket national 10 kg

Paket international 10 kg

Paket international  5 kg

Päckchen national 2 kg

Päckchen international 2kg

Paket national 5 kg

Paket national 1 kg
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